
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s \V o l k e s

Az.-5
_.
3333-59122

Zugestellt am
4„ Dezember 4972

Reg„0bersekretär
als Urk„Beamter
der Gesch„8telle

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

'
Kläger und Revisionsklägeri

Prozeßbevollmächtigterz...°° ............. ° „„„„„„„„„

g e g e n

Beiesleéers; - .q)

0 0 D'. . ...........................................

Prozeßbevollmächtigte: °. ............. . „„„„„„„„
2)

ooooooooooooooooooo . ooooo o oooooo o ooooooooooooooo

Der 44° Senat des BundesSozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 46. November 4972 durch

den Vorsitzenden Richter Dr„ H e u e i s e n?

die Richter Dr. B u s s und Dr„_R e i n h o l d

’ und die ehrenamtlichen Richter Dr° L i n d e

und D e m b o w e k i

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—
Sozialgerichts Niedersachsen vom 5„ Dezember 4974

—wird zurückgewiesen°

Der ■läger hat dem Béigelédenen zu 4) die außerge—

richtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—
statten. '
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Die Beteiligten streiten in der Revisionsinstanz noch

darüber‚ ob der Kläger auch nach dem 500 Juni 4968

rechtswirksam auf die Befreiung von der Versicherungs—

‚
pflicht verzichten konnte, um wieder versicherungspflichtig

zu werden°

Der am 45° April 4928 geborene Kläger ist am 48° Oktober

4965 nach Art„ 2 5 4 des Angestelltenversichcrungse..‚„w«

Keuregelungsgesetzes (AnVNG) in der Fassung des Renten—
versicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 9° Juni 4965
(BGBl I‚ 476) mit Wirkung vom 4° Juli 4965 von der Ver—
sicherungspflicht befreit worden„ Nach den mit der Revision

nicht angegriffenén Feststellungen des Landessozialgerichts

(TSG) verzichtete er auf diese Befreiung erstmalig in einem
Schreiben vom 290 Oktober 4968° Die Beklagte erklärte diesen

Verzicht wegen Fristversäumnis für unwirksam; der Wider—

spruch hatte keinen Erfolg (Bescheid vom 29° November 4968;

Widerspruchsbescheid vom 4„ Februar 4969)„ Das Sozialge—

gericht (SG) Lüneburg dagegen stellte fest? der Kläger

sei seit dem 4° November 4968 in der Angestelltenversichce

rung versicherungspflichtig (Urteil vom 500 Oktober 4970)„

Auf die Berufung der Beklagten hob das LSG dieses Urteil

auf und wies die Klage ab (Urteil vom 5° Dezember 4974}°

Nach Art„ 2 @ 5a AnVNG i„doF„ des Finanz—Änderungsgesetzes

(FinÄndG) 4967 (vom 24° Dezember 4967; BGBl I? 4259) habe
der Kläger nach dem 50„ Juni 4968 nicht mehr auf die Be—

freiung von der Versicherungspflicht verzichten können°

Ein solcher Verzicht sei als Ausnahme nur möglich? wenn

das Gesetz ihn ausdrücklich zulasse; eine analoge Anwen—

dung des @ 7 Abs° 6 des Angestelltenversicherungsgesetzes

(AVG) komme deshalb hier nicht in Betracht„

\_
>
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Mit der zugelassenen Revision beantragt der Kläger

'(sinng@mäß)‚
'

1
das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG zurückzuweisen°

Er rügt eine Verletzung materiellen Rechts° Nach seiner Mei—

nung betrifft die in Art" 2 5 5a Abs° 1 Satz 1 AnVNGge—
nannte, am 50° Juni 1968 abgelaufene Frist lediglich den

für die Beitragsnachcntrichtung erforderlichen Antrag;

die Verzichtserklärung dagegen werde von dieser Frist nicht

berührt, sie sei in analoger Anwendung des @ ? Abs° 6 AVG

auch nach dem 50° Juni 1968 noch zulässig° ‘

Die Beklagte beantragt„

die Revision zurückzuwéisen‚

Die Beigeladenen stellen keine Anträge"

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision ist nicht begründet; das LSG hat zu Recht ent-

schieden‚ daß der Kläger nach dem 50„ Juni 1968 auf die

Befreiung von der Versicherungspflicht nicht mehr verzichten
konnte° \

Nach Art„ 2 5 53 Abs" /1 Satz 4 AnVNGi.d.F. des FinÄndG 1967
konnten auf Antrag u.a° diejenigen Versicherten für die Zeit

nach dem_31o Dezember 1955 freiwillige Beiträge nachentrichten‚

die aufgrund des Art„ 2 €*1 AnVNGi„d„F° des.RVÄndG vom
9„ Juni 1965 von der Versicherungspflicht befreit worden

waren und auf diese Befreiung durch schriftliche Erklärung
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gegenüber der Beklagten bis zum 30° Juni 4968 mit Wirkung

vom 4„ Juli 4968 verzichteten° Daß es sich bei der hier ge—
nannten‚ am 30„ Juni 4968 abgelaufenen Frist entgegen der

Auffassung des Klägers nicht um eine den Antrag auf Nach—

entrichtung von freiwilligen Beiträgen betreffende Frist
handelt? ergibt sich bereits aus dem zweiten Satz dieser

Vorschrift; dieser Satz lautet nämlich: "Der Antrag kann

nur bis zum 54° Dezember 4970 bei der Bundesversicherungsé

anstalt für Angestellte gestellt werden"D—Die Antragsfrist

für die Beitragsnachentrichtung lief mithin bis zum 34„ Dezem*
ber 4970° Die mit dem 350° Juni 4968 endende Frist des

ersten Satzes der Vorschrift dagegen betrifft allein die

Erklärung des Verzichts auf die Befreiung von der Vera

sicherungspflicht° Diese Erklärung gehört allerdings auch

zu den Voraussetzungen der in Art„ 2 5 5a geregelten Be—

fugnis zur Beitragsnachentrichtunga Ihre Bedeutung erschöpft

sich jedoch darin nicht„ Es wird vielmehr hier zugleich

mittelbar die Frage geregelt, bis wenn derjenige? der von
der Versicherungspflicht befreit worden iSt‚ auf diese Be-
freiung verzichten muß? damit die Versicherungspflicht

für ihn wieder auflebtv damit er also wieder in die

Versichertengemeinschaft eingegliedert wird° Wie das Bundes—

sozialgericht (BSG) bereits entschieden hat (Urteil vom
26° Mai 4974 — 42/44 RA 448/70)? handelt es sich bei der

Erist für die_Abgabe der Verzichtserklärung um eine

materiell—rechtliche Ausschlußfristv die dazu diente‚ die

Ungewißheit über die Zugehörigkeit der betroffenen Personen

zur Rentenversicherung auf einen von vornherein abge—

steckten‚ festen Zeitraum zu beschränken‚ um den auf Antrag

der Pflichtversicherung wieder unterliegenden Personenkreis

alsbald erfassen zu könnenc

Wäre es — wie der Kläger meint — richtig‚ daß er auf die

Befreiung von der Versicherungspflicht jederzeit hätte

verzichten können? dann hätte es dieser Fristbestimmung
_

‘

nicht bedurft7 denn die Möglichkeit zur Entrichtung frei—

_
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williger Beiträge wird für alle von Art„ 2 5 53 Abs„ 1
AnVKG betroffenen Personengruppen gleichmäßig von der in-

soweit ausdrücklich vorgeschriebenen, längeren Antragsfrist

— bis 54° Dezember 4970 — erfaßt° Selbst wenn aber hier;

eine Lücke im Gesetz bestünde, könnte entgegen der Auf-

fassung des Klägers diese Lücke nicht durch entSprechende

Anwendung des 5 7 Abs„ 6 AVG geschlossen werden„ Eine ent—

sprechende Anwendung dieser Vorschrift hat das LSG mit Recht

abgelehnt; die hier normierte Möglichkeit‚ auf die Befreiung

von der Versicherungspflicht zu verzichten‚ bezieht sich auf
einen anderen Befreiungstatbestand (@ 7 Abs° 4 AVG)° Auch
schließt die einmal rechtmäßig erfolgte Befreiung den be—

troffenen Angestellten im allgemeinen endgültig aus der

Rentonversicherung der Angestellten aus (vgl° BSG 239 244 =
SozR AnVNG Art° 2 5 4 Nr„ 5; auch BSG? Urteil vom 47° April

4970 — 5 BK 84/69 mit weiteren Nachweisen)„ Deshalb ist es
nicht zulässig? Verziehtsmöglichkeiten9 die für einzelne?
bestimmte Befreiungstatbestände normiert sind‚ auf andere

Befreiungstatbestände auszudehnen°

Die Richtigkeit dieser Auffassung bestätigt das Rentenreform—

gesetz vom 46° Oktober 4972 (EEG? BGBl I‚ 4965)‚ das unter
Änderung des AnVNG bestimmt9 daß u‚a„ AngestellteQ die gleich

dem Kläger nach Art„ 2 @ 4 AnVNG idF des RVÄndG vom 9„ Juni
4965 von der Versicherungspflicht befreit werden sind? nunmehr

(seit dem 47° Oktober’972} bis zum 54° Dezember 4975 gegenüber

der Beklagten schriftlich erklären können? daß ihre Be-
freiung von der Versicherungspflicht enden soll; ihre Ver—

sicheru■gspflicht beginnt dann mit dem Ersten des Kalender—

monate, der auf den Monat folgt, in dem die Erklärung bei der

Beklagten eingegangen ist (Art‚ 2 5 2 Nr„‘4 i„V.m. Art° 6

5 8 Nr„ 2 REG)„ Diese gesetzliche Neuregelung wäre überflüssig?

'wenn Angestellte wie der Kläger schon bisher jederzeit auf
die Befreiung von der Versicherungspflicht verzichten könnten°
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Nach alledem ist das Urteil des LSG_nicht zu beanstanden„m

Die Revision des Klägers ist mithin unbegründet; sie muß

deshalb nach 5 470 Abs° 4 Satz 4 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGG) zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf € 495 SGG‚
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